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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Mai 1957 

6 — 52201 — 2094/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über Steuererleichterun- 
gen bei der Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 
(Umwandlungs-Steuergesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminlster der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. April 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf wie aus 
der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im übrigen erhebt er 
gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedürfe. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Steuererleichterungen bei der Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 
(Umwandlungs-Steuergesetz) 


Der Bunidesta,g hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 


Steuerbegünstigte Umwandlung 

Wird eine Kapitaligesellschaft oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft nach den Vor- 
schriften des Ersten Abschnitts des Gesetzes 
über die Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften und bergrechtlichen Gewerkschaf- 
ten vom 12. November 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 844) umgewandelt, so gelten für 
die Besteuerung nach idem Einkommen, dem 
Ertrag, dem Vermögen, dem Umsatz und 
(dem Kapitalverkehr die folgenden Vorschrif- 
ten, wenn die Umwandlung in der Zeit vom 
1. Januar 1957 bis zum 31. Dezember 1959 
beschlossen wird. 


ERSTER ABSCHNITT 

Umwandlung einer Kapitalgesellschaft durch 
Übertragung des Vermögens auf eine 
Personengesellschaft 


(2) Das Einkommen, der Ertrag und das 
Vermögen der umgewandelten KapitalgeseU- 
schaft und der Gesellschafter der überneh- 
menden Personengesellschaft sind so zu er- 
mitteln, als ob ibereits in dem Zeitpunkt, für 
den die Umwandlunjgsbilanz laufgestellt wor- 
den ist (Umwandlunigsstichtag), dais Ver- 
mögen der Kapitalgesellschaft auf die Per- 
sonengesellschaft übertragen und die Kapital- 
gesellschaft aufgelöst worden wäre. 


§ 3 

Einkommen der umgewandelten 
K ap i ta Iges e llschaf t 

Bei der Ermittlung des Einkommens der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft sind dte 
Wirtschaftsgüter in der Umwandlunigsbilanz 
mit dem Wert anzusetzen, der sich nach den 
steuerrechtlichen Vorschriften über die iGe- 
winnermittlunig — imit Ausnahme des § 15 
des Körperschaf tsteuetgesetzes — ergibt. Die 
Wirtschaftsgüter können auch mit einem 
höheren Wert, höchstens jedoch mit ihrem 
Teilwert am Umwandlungsstichtag abgesetzt 
werden. 


§ 2 

Umwandlungsbilan'z, Umwandlungsstichtag 

(1) Die Bilanz, die der Umwandlung zu- 
gründe gelegt worden ist (Umwandlungs- 
bilanz), muß für einen Zeitpunkt aufgestellt 
sein, der höchstens sechs Monate vor der An- 
meldung des Umwandlungsbeschlusses zur 
Eintragung in das Handelsregister liegt. 


§ 4 


Einkommen der Gesellschiafter 
der übernehmenden Personengesellschaft 


(1) Bei der Ermittlung des Einkommens 
der Gesellschafter ider übernehmenden Per- 
sonengesellschaft sind für die von der um- 
(gewandelten Kapitalgesellschaft übernomme- 
nen Wirtschaf tsgüter eins chließli ch de r j eni- 
igen, die nach der Umwandlung bei der über- 
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nehmenden Personengesellschaift nicht mehr 
auszu weisen 'sinid, die in der Umwandlungs- 
bilanz angesetzten Werte (Buchwerte der 
übernommenen Wirtschafts,güter) als Aus- 
gangswerte maßgebend. Ist die Summe -der 
Buchwerte der übernommenen Wirtschafts- 
güter niedriger als der Wert, mit dem die 
Anteile an der umigewandelten Kapitalgesell- 
schaft nach den steuerrechtlichen Vorschrif- 
ten über die Gewinnermittlung in einer 
Bilanz der Personengesellschaft auf dem Um- 
wandlungssticht ag anzusetzen wären (Buch- 
wert der Anteile), so ist für die Gesamtheit 
der übernommenen Wirtschaftsgüter dieser 
Wert, höchstens jedoch die Summe der Teil- 
werte der übernommenen Wirtschaftsgüter 
als Ausgangs wert zugrunde zu legen. Ist die 
Summe der Buchwerte der übernommenen 
Wirtschaftsigüter höher als der Buchwert der 
Anteile, so kann als Ausgangswert für die 
Gesamtheit der übernommenen Wirtschafts- 
güter an Stelle des sich nach Satz 1 er- 
gebenden Werts ein niedrigerer Wert, minde- 
stens jedoch der Buchwert der Anteile zu- 
grunde gelegt werden. 

(2) Gehörten die Anteile an der umge- 
wandelten Kapitalgesellschaft am Umwand- 
lungsstichtag nicht zu einem Betriebsver- 
mögen, so ist Absatz 1 mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß an die Stelle der Buchwerte 
der Anteile die Anschaffungskosten der An- 
teile treten. Sind die Anteile vor dem 21. Juni 
1948 erworben worden, so ist als Ansdiaf- 
fungskosten der Anteile der Höchstwert zu- 
grunde Zu legem, mit dem die Anteile in eine 
steuerliche Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 
1948 hätten eingestellt werden können. 

(3) Bei der Anwendung der Absätze 1 
und 2 ist eine auf die Personengesellschaft 
übergegangene Vermöigensabgaibe schuld der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft unabhän- 
gig von ihrem bilanzmäßigen Ausweis mit 
ihrem Zeitwert (§ 77 des Lastenausgleichs- 
gesetzes) am Umwandlungsstichtag als Be- 
triebsschuld zu berücksichtigen. Die Vor- 
schriften des § 211 des Lastenausgleichsgeset- 
zes bleiben unberührt. 


§ 5 

Besteuerung des Umwandlungsigewinns 

(1) Werden die Ausgangswerte für die von 
der umgewandelten Kapitalgesellschaft über- 
nommenen Wirtschaftsgüter nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 bemessen, so ist für den durch 
die Umwandlung entstehenden Gewinn mit 


Ausnahme des in den Absätzen 2 und 3 be- 
zelchneten Gewinns auf Antrag die Einkom- 
mensteuer auf 15 vom Hundert, die KÖrper- 
scliaft Steuer auf 20 vom Hundert dieses Ge- 
winns festzusetzen. Werden die Ausgangs- 
werte für die von der um gewandelten Kapi- 
t a lg e s ells chaf t üb e r nom m en e n Wi r ts chaf ts- 
güter nach § 4 Abs. 1 Satz 3 bemessen und 
gehörten die Anteile an der umgewandelten 
Kapitalgesellschiaft am Umwandlungsstichtag 
zu einem Betriebsvermöigen, so können die 
Gesellschafter der übernehmenden Personen- 
ges ells (haft in Höhe von 75 vom Hundert 
des durch die Umwandlung entstehenden 
Gewinns mit Ausnahme des in den Ab- 
sätzen 2 und 3 bezeichne ten Gewinns eine 
den steuerlichen Gewinn mindernde Rück- 
lage bilden. Die Rücklage ist in den auf die 
Bildung folgenden drei Wirtschaftsjahren mit 
mindestens ie einem Drittel gewinnerhöhend 
aufzulösen. 

(2) Führt die Umwandlung zum Er- 
löschen von Forderungen und Verbindlich- 
keiten zwischen der umgewandelten Kapital- 
gesellschaft und der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft oder deren Gesellschaftern 
oder zur Auflösung von Rückstellungen, so 
können die Gesellschafter der übernehmen- 
den Personengesellschaft vorbehaltlich des 
Absatzes 3 in Höhe eines dadurch entstehen- 
den Gewinns eine den steuerlichen Gewinn 
mindernde Rücklage bilden. Die Rücklage ist 
in den auf die Bildunig folgenden drei Wirt- 
schaftsjahren mit mindestens je einem Drit- 
tel gewinnerhöhend aufzulösen. Ist der Ge- 
winn durch das Erlöschen von Darlehnsfor- 
derungen und Darlehnsschulden im Sinn des 
§ 7 c oder des § 7 d des Einkommensteuer- 
gesetzes entstanden, so ist die Rücklage ab- 
weichend von Satz 2 mindestens in Höhe des 
Betrags gewinnerhöhend aufzulösen, der 
nach den Bedingun^gen des Darlehnsvertrags 
in den auf die Bildung der Rücklage folgen- 
den Wirtschaftsjahren bei Fortbestehen des 
Darlehnsverhältnisses als Tilgungslelsttmg zu 
erbringen gewesen wäre; dabei darf ider Auf- 
lösungsbetrag 10 vom Hundert der Rücklage 
in jedem Wirtschaftsjahr nicht unterschreiten. 

(3) Die Steuererleichterungen der Ab- 
sätze 1 und 2 gelten nicht für einen Gewinn, 
der durch das Erlöschen von Darlehnsforde- 
rungen und Darlehnsischulden im Sinn des 
§ 7 c des Einkommensteuerigesetzes zwischen 
der umgewandelten Kapitalgesellsdiaft und 
der übernehmenden Personengesellschaft oder 
deren Gesellschafterin entsteht, wenn dieDar- 
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lehen nach dem 31. Dezember 1956 gegeben 
worden s-ind. 


§ 6 


Nach Versteuerung im Sinn des § 7 c Abs. 6 
des Einkommensteuergesetzes 1955 


Führt die Umwandlung zum Erlöschen 
von Darlehnsforderungen und Darlehns- 
schulden im Sinn des § 7 c des Einkommen- 
steuergesetzes lin der Fassung vom 21. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 441) zwi- 
schen der umgewandelten Kapitalgesellscliaft 
und der übernehmenden Personengesellschaft 
oder deren Gesellschaftern, so ist § 7 c Abs. 6 
des Einkommensteuergesetzes in der bezeich- 
neten Fassung mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der hinzuzurechnende Betrag um 
10 vom Fiundert für jedes seit der Ffingabe 
des Darleihns bis zum Um Wandlungsstichtag 
verstridiene volle Jahr ermäßigt wird. 


§ 7 


Fortgeltung von Steuervergünstigungen 

(1) Die Gesellschafter der übernehmenden 
Personengesellschaft können für die von der 
umgewandelten KapitalgeselLschaft übernom- 
menen Wirtschaftsgüter Bewertungsfreiheit 
und erhöhte Absetzungen im Sinn der 
§§ 7 a, 7 b, 7 d und 7 e des Einkommen- 
steuergesetzes, der §§ 75 und 79 der Ein- 
kommensteuer - Durchführungsverordnung 
und des § 36 des Investitionshilfegesetzes in 
der Flöhe und für den Zeitraum geltend 
machen, wie die umgewandelte Kapitalgesell- 
schaft diese Steuervergüinstiigungen hätte in 
Ansprudi nehmen können, wenn sie bestehen 
geblieben wäre. 

(2) Die übernehmende Personengesellschaft 
kann die Steuervergünstiigungen nach den 
§§ 3 bis 6 des Ausfuhrförderungsgesetzes in 
der Höhe und für den Zeitraum geltend 
machen, wie die umgewandelte Kapitalge- 
sellschaft diese Steuervergünstigungen hätte 
in Anspruch nehmen können, wenn sie be- 
stehengeblieben wäre. 


Werbeertrags für die Gewerbesteuer ent- 
sprediend. 

(2) Der durch die Umwandlung ent- 
stehende Gewinn im Sinn des § 5 Abs. 1 
Satz 1 ist bei der Ermittlung des Einkom- 
mens für die Abgabe „Notopfer Berlin“ und 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags für 
die Gewer^besteuer nur zur Hälfte anzu- 
setzen. 


§ 9 

Umsatzsteuer 

Die Übertragung des Vermögens der um- 
gewandelten Kapitalgesellschaft auf die über- 
nehmende Personenigescllschaft ist umsatz- 
steuerfrei. 


§ 10 

Börsenumsatzsteuer 

Das Rechtsgeschäft, auf Grund dessen bei 
der Umwandlung Wertpapiere aus dem Ver- 
mögen der Kapitalgesellschaft auf die Per- 
sonengesellschaft übergehen, ist von der Be- 
steuerung nach dem Kapitalverkehrsteuer- 
gesetz Teil III (Börsenumsatzsteuer) ausge- 
nommen. 


§ 11 

Übernahme in ein inländisches 
Betriebsvermögen 

Die Vorschriften der §§ 3 bis 10 finden 
nur auf Wirtschaftsgüter Anwendung, die in 
das inländische Betriebsvermögen der Per- 
sonengesellschaft. auf die das Vermögen der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft übertra- 
gen wird, übernommen werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Umwandlung einer Kapitalgesellschaft durch 
Übertragung des Vermögens auf einen 
Gesellschafter 


§ 8 


Abgabe „Notopf er Berlin“ 
Gewerbesteuer 


und 


(1) Die Vorschriften der §§ 2, 3, 4, 5 
Abs. 1 Sätze 2 und 3 und Absätze 2 und 3 
sowie der §§ 6 und 7 gelten bei der Ermitt- 
lung des Einkommens für die Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ und bei der Ermittlunig des Ge- 


§ 12 

Wird die Kapitalgesellschaft in der Weise 
umgewandelt, daß ihr Vermögen unter Aus- 
schluß der Abwicklung auf einen Gesellschaf- 
ter übertragen wird, so sind die Vorschriften 
der 2 bis 11 entsprechend anzuwenden. 
Ist der Gesellsdiafter eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft, ein unbe- 
schränkt steuerpflichter Versicherungsverein 
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auf Gej^enseltij^kelt oder ein Betrieb einer 
inländisdien Körpersdiaft des öffentlichen 
Rechts, so ist, wenn in dem übertragenen 
Vermögen eine Beteiligung Im Sinn des § 9 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes enthal- 
ten ist, die Zeit, In der die Beteiligung der 
umgewandelten KapItalgesellschaift gehört 
hat, dem übernehmenden Gesellschafter zu- 
zurechnen. 

(2) Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend für 
die Anwendung des § 60 des Bewertunss- 
gesetzes. 

DRITTER ABSCHNITT 

Umwandlung einer bergreditlidien 
Gewerkschaft 

§ 13 

Wird eine bergrechtliche Gewerkschaft 
umgewandelt, so sind die Vorschriften der 
§§ 2 bis 12 entsprechend anzuwenden. 


VIERTER ABSCHNITT 
Ermächtigungs- und Sdilußvorsdiriften 

S 14 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung dos Bundesrates zur Durchfüh- 


rung dieses Gesetzes Rechtsverordnungen 
über die Ermittlung des Gewinns und des Er- 
trags der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
(bergrechtlichen Gewerkschaft) sowie der 
übernehmenden Personengesellschaft oder 
des übernehmenden Gesellschafters (Gewer- 
ken) zu erlassen, soweit dies zur Wahrung 
der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung, zur 
Beseitigung von UnbLUigkeiten in Härtefäl- 
Icn oder zur Vereinfachung des Besteuerungs- 
verfahrens erforderlich ist. 


S 15 

Geltung Im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
iin Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

S 16 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


A. Im allgemeinen 

1 . 

Die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
führt, sofern es sich nicht um eine bloße 
formwechselnde Umwandlung im Sinn der 
§§ 257 ff. des Aktiengesetzes handelt, nach 
dem bestehenden Recht in der Regel zu einer 
erheblichen Steuerbelastung, insbesondere 
durch die dabei eintretende Versteuerung der 
stillen Reserven. Dies kann in Kauf genom- 
men werden, wenn die für die Wahl einer 
Gesellsdiaftsform entscheidenden wirtschaft- 
lidien und rechtlichen Verhältnisse normal, 
stetig und für eine längere Zeit überschaubar 
sind und deshalb das Bedürfnis nach Um- 
wandlungen nur gering ist. Eine Beseitigung 
oder Milderung der mit der Umwandlung 
verbundenen Steuerbelastung ist dagegen an- 
gebracht, wenn wirtschaftlich und rechtlich 
ungewöhnliche Verhältnisse, wie sie nach 1945 
und noch bis in die ersten Jahre nach der 
Währungsreform, z. B. bezüglich der Steuer- 
tarife, der Steuervergünstigungen usw., be- 
standen haben, zu Gesellschaftsgründungen 
geführt haben, die sich nach der inzwischen 
eingetretenen Normalisierung der Verhält- 
nisse nidit mehr rechtfertigen lassen. Wird in 
diesem Fall durch Steuerbelastungen die Um- 
wandlung in die alte oder in eine andere Un- 
ternehmensform verhindert, die der verän- 
derten Wirtschafts- und Rechtslage besser 
entspridit und in der Regel auch rationeller 
ist, so würde das nicht nur für die unmittel- 
bar Beteiligten, sondern für die gesamte 
Wirtschaft unerwünschte Auswirkungen ha- 
ben. Es erscheint deshalb aus volkswirtschaft- 
lidien Gründen erforderlich, die Umwand- 
lung von Kapitalgesellschaften im Anschluß 
an die handelsrechtlichen Erleichterungen 
nach dem Gesetz über die Umwandlung von 
Kapitalgesellsdiaften und bergrechtlidien Ge- 
werkschaften vom 12. November 1956 
(BGBl. I S. 844) — Umwandlungsgesetz — 
auch steuerlich zu erleichtern. Diesem Zweck 
dient der vorgelegte Entwurf eines Gesetzes 
über Steuererleichterungen bei der Umwand- 
lung von Kapitalgesellsdiaften und bergrecht- 
lichen Gewerkschaften (Umwandlungs- 
Steuergesetz). 

11 . 

Die Vorschriften des handelsrechtlichen Um- 
wandlungsgesetzes stellen mit wenigen Ab- 


weichungen und Ergänzungen eine Fortset- 
zung und Zusammenfassung der am 31. De- 
zember 1956 ausgelaufenen, im Gesetz über 
die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
vom 5. Juli 1934 (RGBl. I S. 569) und seinen 
vier Durchführungsverordnungen enthalte- 
nen Vorschriften dar und sind im Gegensatz 
zu früher, wo sie nur befristet galten, mit 
Rücksicht auf ihre zum Teil veränderten 
Motive nunmehr als bleibender Bestandteil 
des Flandelsrechts gedacht. 

Anders als für das Flandelsredit kann für das 
Steuerrecht nicht so weitgehend an die seiner- 
zeit parallel zu den handelsrechtlichen Vor- 
schriften im Umwandlungs-Steuergesetz vom 
5. Juli 1934 (RGBl. I S. 572) und seinen fünf 
Durchführungsverordnungen getroffenen 
Vorschriften angeknüpft werden. Das Steuer- 
recht hat sich seitdem wesentlich stärker ge- 
ändert als das Handelsrecht. Schon das zwingt 
dazu, die entsprechenden Vorsdiriften viel- 
fach anders zu gestalten und Insbesondere 
Fragen zu regeln, die seinerzeit nicht in Er- 
scheinung traten, wie z. B. die Probleme, die 
heute bei einer Umwandlung wegen der zahl- 
reichen Sondervergünstigungen, etwa der 
Siebener-Gruppe des Einkommensteuergeset- 
zes, entstehen. 

Hinzu kommt, daß In der früheren steuer- 
lichen Regelung — mehr als In den handels- 
rechtlichen Vorschriften — der damals für 
die Erleichterungen In erster Linie entschei- 
dende Beweggrund zum Ausdruck kam, die 
Unternehmensform der Personengesellschaft 
gegenüber der Form der anonymen Kapital- 
gesellschaften zu begünstigen und letztere 
möglichst einzuschränken. Dies ist heute nicht 
mehr der maßgebende Gesichtspunkt. 

Dem Bestreben, die Rechtsform der anony- 
men Kapitalgesellschaft einzuschränken, ent- 
sprach es auch, daß seinerzeit die Übertra- 
gung des Vermögens der Kapitalgesellschaft 
im Wege der Liquidation steuerlich eben- 
falls begünstigt wurde. Eine solche weitge- 
hende Begünstigung ist im vorliegenden Ent- 
wurf nicht vorgesehen, da dieser nur be- 
zweckt, einem lebenden Betrieb den Über- 
gang in die für ihn rationellste Unterneh- 
mensform zu ermöglichen. 

III. 

Der vorgelegte Entwurf sieht Erleichte- 
rungen bei der Körperschaftsteuer der umge- 
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wandelten Kapitalgesellschaft, bei der Ein- 
kommensteuer oder Körperschaftsteuer der 
Gesellschafter der übernehmenden Personen- 
gesellschaft bzw. des übernehmenden Allein- 
(Haupt-)gesellschafters, bei der Abgabe 
„Notopfer Berlin“, bei der Gewerbesteuer, 
bei der Vermögensteuer, bei der Umsatz- 
steuer und bei der Börsenumsatzsteuer vor. 
Der Entwurf berücksichtigt nicht die Grund- 
erwerbsteuer, da diese nach Artikel 105 
Abs. 2 Nr. 1 GG nicht der konkurrierenden 
Gesetzgebung des Bundes unterliegt. Die 
Grunderwerbsteuer stellt bei Umwandlungen 
in der Regel eine nicht unerhebliche Bela- 
stung dar. Die erstrebte Wirkung des Um- 
wandlungs-Steuergesetzes würde nicht voll 
eintreten, wenn die Länder für die Grunder- 
werbsteuer keine entsprechenden Erleichte- 
rungen schaffen. 


B. Allgemeine Übersicht 
über den Gesetzentwurf 

Der Gesetzentwurf legt in § 1 die allgemei- 
nen Voraussetzungen fest, unter denen die 
Steuererleichterungen des Gesetzes gewährt 
werden sollen. Die §§ 2 bis 11 behandeln die 
Umwandlung einer Kapitalgesellschaft durch 
Übertragung ihres Vermögens auf eine Per- 
sonengesellschaft. Durch § 12 werden diese 
Vorschriften für entsprechend anwendbar er- 
klärt, wenn eine Kapitalgesellschaft durch 
Übertragung des Vermögens auf einen Ge- 
sellschafter (Allein-, Hauptgesellschafter) um- 
gewandelt wird. § 13 betrifft die Umwand- 
lung einer bergreditlichen Gewerkschaft. Für 
diese Umwandlung gelten die Vorschriften 
über die Umwandlung einer Kapitalgesell- 
schaft durch Übertragung des Vermögens auf 
eine Personengesellschaft oder auf einen Ge- 
sellschafter entsprechend. Die §§ 14 bis 17 
enthalten die Ermächtigungs- und Schlußvor- 
schriften. 


C. Im einzelnen 

Zu§l 

§ 1 begrenzt den Kreis der Umwandlungs- 
vorgänge, die von dem Umwandlungs-Steuer- 
gesetz erfaßt werden sollen. Er knüpft da- 
bei an den Ersten Abschnitt des handelsrecht- 
lichen Umwandlungsgesetzes an. Darin wird 


die Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
oder bergrechtlichen Gewerkschaft durch 
Übertragung ihres Vermögens auf eine Per- 
sonengesellschaft oder einen einzelnen Gesell- 
schafter (Gewerken) behandelt, d. h. die so- 
genannte übertragende Umwandlung im Ge- 
gensatz zur nur formwechselnden Umwand- 
lung (z. B. der Umwandlung einer Aktienge- 
sellschaft in eine Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung). Bei der übertragenden Um- 
wandlung kommen im einzelnen folgende 
Fälle in Betracht: 

a) verschmelzende Umwandlung 

Das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
(Aktiengesellschaft, Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien, Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung) oder einer berg- 
rechtlichen Gewerkschaft mit eigener 
oder ohne eigene Rechtspersönlidikeit 
wird auf eine bestehende offene Handels- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft, 
die aus Gesellschaftern der Kapitalgesell- 
schaft besteht, oder auf den Allein- oder 
Hauptgesellschafter (Gewerken) der um- 
zuwandelnden Kapitalgesellschaft über- 
tragen. 

b) errichtende Umwandlung 

Das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
(bergrechtlidien Gewerkschaft) wird auf 
eine von ihren Gesellschaftern gleichzeitig 
errichtete offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts übertragen. 

Handelsrechtlich begünstigt ist demnach auch 
die Übertragung des Vermögens einer Kapi- 
talgesellschaft auf eine andere Kapitalgesell- 
schaft, die Allein- oder Hauptgesellschafterin 
der sich umwandelnden Kapitalgesellschaft 
ist, oder die Übertragung des Vermögens 
einer Kapitalgesellschaft auf eine Personenge- 
sellschaft, an der eine Kapitalgesellschaft be- 
teiligt ist. Diese Fälle von den steuerlichen 
Erleichterungen auszuschließen, würde eine 
nicht gerechtfertigte Benachteiligung der 
Rechtsform der Kapitalgesellschaft und ihrer 
Gesellschafter bedeuten. Eine solche Benach- 
teiligung war 1934 in gewissem Umfang vor- 
gesehen. 

Während das handelsrechtliche Umwand- 
lungsgesetz, wie bereits unter A. (Allgemei- 
nes) ausgeführt, als ein dauernder Bestandteil 
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des Handelsrechts gedacht ist, soll das Um- 
wandlungs-Steuergesetz nur befristet gelten. 
Es sollen nur Umwandlungen begünstigt 
werden, die in der Zeit vom 1. Januar 1957 
bis zum 31. Dezember 1959 beschlossen wer- 
den. Diese zeitliche Begrenzung der steuer- 
lichen Vorschriften ist geboten, weil die vor- 
gesehenen Bestimmungen nach ihrem Wesen 
und Zweck und im Hinblick darauf, daß das 
Steuerrecht wesentlich stärkeren Änderungen 
als das Handelsrecht unterworfen ist, nur den 
Charakter einer auf einige Jahre beschränk- 
ten Übergangsregelung haben können (Hin- 
weis auf A. I. und IL). Mit einem Zeitraum 
von 3 Jahren (1957 bis 1959) wird der Kapi- 
talgesellschaft ausreichend Gelegenheit gebo- 
ten, steuerlich begünstigt eine für sie wirt- 
schaftlichere Rechtsform zu wählen. 

Das Umwandlungs-Steuergesetz soll nach der 
Fassung des § 1 für alle Umwandlungen, die 
auf Grund des Ersten Abschnitts des handels- 
rechtlichen Umwandlungsgesetzes erfolgen 
und in der Zelt vom 1. Januar 1959 bis zum 
31. Dezember 1959 beschlossen werden, 
zwingendes Recht sein. 

Zu § 2 

§ 2 behandelt die Umwandlungsbilanz und 
den Umwandlungsstichtag. 

Die Steuerpflicht der sich umwandelnden Ka- 
pitalgesellschaft erlischt erst mit der Eintra- 
gung des Umwandlungsbeschlusses in das 
Handelsregister; erst in diesem Zeitpunkt 
geht auch ihr Vermögen auf die Personenge- 
sellschaft über. Die Kapitalgesellschaft ist 
meist bis zu diesem Zeitpunkt gewerblich 
tätig, so daß sich ihr Vermögen bis dahin 
noch stetig ändert. Die Umwandlungsbilanz 
wäre an sich für diesen Zeitpunkt (Eintra- 
gung in das Handelsregister) aufzustellen, da- 
mit sie das Vermögen der Kapitalgesellschaft 
in diesem letzten Augenblick ihres Bestehens 
und damit zugleich auch im Zeitpunkt des 
Übergangs ihres Vermögens auf die überneh- 
mende Personengesellschaft wiedergibt. Die 
Bilanz, die handelsrechtlich der Umwandlung 
zugrunde gelegt wird (Umwandlungsbilanz), 
wird aber stets für einen Stichtag aufgestellt 
werden, der eine gewisse Zeit vor dem Han- 
delsregistereintrag liegt, weil sie gemäß § 4 
Abs. 1 des handelsrechtlichen Umwandlungs- 
gesetzes bereits bei der Anmeldung des Um- 
wandlungsbeschlusses zur Eintragung in das 
Handelsregister vorzulegen ist. Die handels- 
rechtliche Umwandlungsbilanz wird bei die- 
sem zeitlichen Abstand ihres Stichtags von 


dem Tag des Erlösdiens der Kapitalgesell- 
schaft meist einen anderen Vermögensstand 
wiedergeben, als tatsächlich im Zeitpunkt der 
Umwandlung vorhanden ist und auf die 
übernehmende Personengesellschaft übergeht. 
An sich könnte deshalb diese handelsrecht- 
liche Umwandlungsbilanz der steuerlichen 
Gewinn- und Ertragsermittlung sowie der 
Vermögensfeststellung nicht zugrunde gelegt 
werden, sondern es müßte eine besondere 
Umwandlungsbilanz auf den Tag des Han- 
delsregistereintrags aufgestellt werden, nach 
der die Besteuerung vorgenommen werden 
kann. 

Es entspricht dem Bedürfnis der Praxis, daß 
die Bilanz, die handelsrechtlich der Umwand- 
lung zugrunde gelegt wird, zugleich auch für 
die Besteuerung maßgebend ist. § 2 Abs. 2 
sieht deshalb vor, daß die Besteuerung der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft und der 
übernehmenden Personengesellschaft sowie 
deren Gesellschafter so zu erfolgen hat, als ob 
bereits in dem Zeitpunkt, für den die Um- 
wandlungsbilanz aufgestellt worden ist (Um- 
wandlungsstichtag), das Vermögen der Kapi- 
talgesellschaft auf die Personengesellsdiaft 
übertragen und die Kapitalgesellschaft aufge- 
löst worden wäre. 

Unabhängig davon, welche Vermögensgegen- 
stände in der Um' Wandlungsbilanz auf geführt 
werden, geht das im Zeitpunkt des Handels- 
reigistereintrags tatsächlich vorhandene Ver- 
mögen der Kapitaligesellsdiaft auf die Per- 
sonengesellschaft über. Das in der Umwand- 
lungsbilanz au'sgewiesene Vermögen ent- 
spricht um so weniger dem bei der Auf- 
lösung der Kapitalgesellschaft tatsächlich vor- 
handenen Vermögen, je länger der Zeitab- 
istand zwischen dem Stichtag der Umwand- 
lungsibilanz und d^rn Tag der Auflösung 
(Zeitpunkt des Handelsregistereintrags) ist. 
§ 2 Abs. 1 schreibt deshalb entsprechend der 
Regelung des § 4 Abs. 2 des handelsrecht- 
lichen Ümwandlungsgesetzes vor, daß der 
Stichtag der Umwandlungsbilanz nicht mehr 
als 6 Monate vor dem Tag der Anmeldung 
des Umwandlungsbeschlusses zum Handels- 
register liQgen darf. 

Zu § 3 

§ 3 betrifft die Ermittlung des Einkommens, 
das der Festsetzung der Körperschaftsteuer 
der umgewandelten Kapitalgesellschaft zu- 
grunde zu legen ist. 

Nach den gegenwärtigen Bestimmungen 
hätte die Kapitalgesellschaft in der Um- 
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wandlum^^sbilanz die Wirtsdiaftsgüter mit 
ihrem Tellwert anzusetzen. Es würden da- 
■durdi die vorhandenen stillen Reserven auf- 
gedeckt und der Versteuerung zugeführt 
werden. Hierbei würde sich meist eine der- 
artig hohe Steuerbelastung ergeben, daß die 
Umwandlung für die Gesellschafter der Kapi- 
talgesellschaft wirtschaftlidi nicht tragbar 
wäre und sie aus diesem Grunde von einer 
Umwandlung der Kapitalgesellschaft in die 
betriebswirtschaftlich gebotene Rechtsform 
der Personengesellschaft Abstand nehmen 
müßten. § 3 verzichtet deshalb auf die Auf- 
lösung und Versteuerung der stillen Reser- 
ven, die sich bei der Kapitalgesellschaft ge- 
bildet haben, und sieht in Abweichung vom 
geltenden Recht vor, daß die Kapitalgesell- 
schaft in der Umwandlungsbilanz die Wirt- 
schaftsgüter grundsätzlich nur mit dem Buch- 
wert anzusetzen hat, der sich bei Fortfüh- 
rung des Betriebs nach den steuerlichen Ge- 
winnermittlungsvorschriften ergeben würde. 
Die Kapitalgesellschaft soll aber auch berech- 
tigt sein, ihre Wirtschaftsgüter statt mit dem 
Buchwert mit dom höheren Teilwert cxler 
einem Zwischenwert anzusetzen; denn es soll 
der sich umwandelnden Kapitalgesellschaft 
nicht die nach geltendem Recht vorhandene 
Möglichkeit genommen werden, in der Um- 
wandlungsbilanz stille Reserven aufzulösen, 
wenn dies steuerlich günstiger ist, z. B. bei 
Vorhandensein eines Verlustvortrags. 

Zu § 4 

§ 4 befaßt sich mit der Ermittlung des Ge- 
winns, den die Gesellschafter der überneh- 
menden Personengesellschaft dadurch erzie- 
len, daß infolge der Umwandlung an die 
Stelle ihrer Beteiligung an der Kapitalgesell- 
schaft die von dieser übernommenen Wirt- 
schaftsigüter treten. Die Wirkungen der Um- 
wandlung treten bilanzmäßig erst am Schluß 
des Wirtschaftsjahres in Erscheinung, in das 
der Stichtag der Umwandlungsbilanz fällt. 
Im vorliegenden Entwurf können deshalb 
nicht bestimmte Bilanzwerte vorgeschrieben, 
sondern lediglich die Ausgangswerte für die 
von der Kapitalgesellschaft übernommenen 
Wirtschaftsgüter festgelegt werden, die der 
Berechnung des Ansatzes in der Schlußbilanz, 
in der die übernommenen Wirtschaftsgüter 
erstmals bei der übernehmenden Personen- 
gesellschaft bilanzmäßig in Erscheinung tre- 
ten, zugrunde zu legen sind. 

S 4 Abs. 1 Satz 1 sieht vor, daß bei der 
Ermittlung des Einkommens der Gesell- 
schafter der übernehmenden Personengesell- 


schaft für die von der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft übernommenen Wirt- 
schaftsgüter als Ausgangswerte grundsätzlich 
die in der Umwandlungsbilanz angesetzten 
Werte zugrunde zu legen sind. Vielfach 
werden zwischen der Kapitalgesellschaft 
einerseits und der übernehmenden Personen- 
gesellschaft oder deren Gesellschaftern 
andererseits gegenseitige Forderungen und 
Verbindlichkeiten bestehen. Infolge der Um- 
wandlung vereinigen sich Forderungen und 
Schulden bei der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft oder bei dem übernehmen- 
den Gesellschafter und erlöschen idamit. Fer- 
ner können in der Umwandlungsbilanz 
Rückstellungen passiviert sein, die infolge der 
Umwandlung aufzulösen sind, z. B. Pensions- 
rückstellungen zugunsten von Gesellschaf- 
tern der übernehmenden Personengesell- 
schaft oder Rückstellungen für Ersatzbe- 
schaffungsverpf Lichtungen bei Pachtverträ- 
gen zwischen der Kapitalgesellschaft und der 
Personengesellschaft oder deren Gesellschaf- 
tern. Der Entwurf unterstellt, daß das Ver- 
mögen der Kapitalgesellschaft bei der Um- 
wandlung in seinem Bestand, so wie er in der 
Umwandlungsbilanz ausgewiesen ist, auf die 
Personengesellschaft übergeht und daß das 
Zusammenfallen von gegenseitigen Forde- 
rungen und Schulden sowie die Auflösung 
von Rückstellungen zugunsten der Umwand- 
lungspartner erst nach erfolgter Umwand- 
lung im Vermögen der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft bzw. deren Gesellschafter 
eintreten. 

Es ist möglich, daß che Summe der Buch- 
werte der übernommenen Wirtschaftsgüter 
— also praktisch das Grundkapital und die 
offenen Rücklagen der Kapitalgesellschaft — 
niedriger ist als der Wert, mit dem die An- 
teile an der unngewandelten Kapitalgesell- 
schaft bisher bei der Personengesellschaft zu 
Buche standen. Die Fortführung der Buch- 
werte für die übernommenen Wirtschafts- 
güter würde in chesem Fall bei der überneh- 
menden Personengesellschaft zu einem buch- 
mäßigen Verlust führen. Dieser Verlust wäre 
jedoch nur ein Scheinverlust, der lediglich 
darauf zurückzuführen ist, daß in § 3 darauf 
verzichtet wurde, die stillen Reserven aufzu- 
lösen. Es besteht keine Veranlassung, einen 
solchen Scheinverlust steuerlich anzuerken- 
nen. § 4 Abs. 1 Satz 2 schreibt deshalb vor, 
daß in diesem Fall die Gesamtheit der über- 
nommenen Wirtschaftagüter — einschließ- 
lich der oben erwähnten erlöschenden gegen- 
seitigen Forderungen und Verbindlichkeiten 
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und der aufzulösenden Rückstellunigen — in 
Höhe des bisherigen Buchwerts der schwin- 
denden Anteile an der Kapitalgesellschaft in 
die Buchführung der Pers-onengesellschaft zu 
übernehmen ist. Die in der Umwandlungs- 
bilanz ausgewiesenen Buchwerte der über- 
nommenen Wirtschaftsgüter sind somit bei 
der übernehmenden Personengesellschaft her- 
aufzuschreiben. Hierbei ist es mÖglidi, daß 
der Buchwert der schwindenden Anteile 
höher ist als die Summe der Teilwerte der 
übernommenen Wirtschaftsgüter. Da Wirt- 
schaf tsgüter nicht mit einem höheren Wert 
als mit ihrem Teilwert bilanziert werden 
dürfen, enthält § 4 Abs. 1 Satz 2 die Ein- 
schränkung, daß höchstens die Summe der 
Teilwerte der übernommenen Wirtschafts- 
güter als Ausgangswert der Gewinnermitt- 
lung zugrunde zu legen ist. 

§ 4 Abs. 1 Satz 3 gestattet der Personenge- 
sellschaft, von der Fortführung der Buch- 
werte nach § 4 Abs. 1 Satz 1 abzusehen und 
die übernommenen Wirtschaftsgüter mit 
einem niedrigeren Wert einzubuchen, wenn 
die Summe der Buchwerte der übernomme- 
nen Wirtschaftsgüter in der Umwandlungs- 
bilanz höher ist als der Buchwert, mit dem 
die Anteile an der Kapitalgesellschaft von 
den Gesellschaftern der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft bilanziert wurden. Mit die- 
ser Vorschrift soll dem nach herrschender 
Meinuug bisher gegebenen Wahlrecht Rech- 
nung getragen werden, entweder einen Um- 
wandluugsgewinn auszuweisen oder die stil- 
len Reserven, die in dem Buchwert der An- 
teile an der Kapitalgesellschaft ruhen, auf die 
übernommenen Wirtschaftsgüter zu übertra- 
gen. Die Budiwerte, mit denen die übernom- 
menen Wirtschaftsgüter in der Umwand- 
luugsbilanz der Kapitalgesellschaft angesetzt 
wurden, können danadi bei ihrer Ein- 
buchung in die Buchführung der Personen- 
gesellschaft herabgesetzt, d. h. bildlich aus- 
gedrückt, „zusammeugesdinitten“ werden. 
Die Personengesellschaft darf jedoch die 
übernommenen Wirtschaftsgüter nicht mit 
einem Wert einbuchen, der niedriger ist als 
der bisherige Buchwert der schwindenden Be- 
teiligimg; sie kann aber die übernommenen 
Wirtschaftsgüter insgesamt audi mit einem 
Zwischenwert einbuchen. 

Die Grundsätze des § 4 Abs. 1 über die Be- 
messung der Ausgangswerte für die von der 
Personengesellschaft übernommenen Wirt- 
schaftsgüter gelten auch für den Fall, daß die 
Anteile an der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft nicht ZU einem Betriebsvermögen ge- 


hörten, sondern von den Gesellschaftern in 
ihrem Privat vermögen gehalten wurden. In 
diesem Fall treten nach § 4 Abs. 2 bei An- 
wendung des Absatzes 1 an die Stelle von 
Buchwerten der Anteile die Anschaffungs- 
kosten der Anteile. Wurden die Anteile an 
der Kapitalgesellschaft vor dem 21. Juni 1948 
erworben, so gilt nach § 4 Abs. 2 Satz 2 als 
Anschaffungskoisten der Anteile der Höchst- 
wert, mit dem sie in eine steuerliche Eröff- 
nungsbilanz auf den 21. Juni 1948 hätten 
eingestellt werden können. Diese Vorschrift 
entspricht der Regelung des § 53 Abs. 3 
der Einkommensteuer-Durchführungsverord- 
nung. 

Der Wert, mit dem die Wirtschaftsgüter der 
Kapitalgesellschaft in die Buchführung der 
übernehmenden Personengesellschaft über- 
nommen werden einschließlich von Forde- 
rungen, Verbindlichkeiten und Rückstellun- 
gen, die bei dem Übergang in das Vermögen 
der Personengesellsdiaft erlöschen bzw. auf- 
zulösen sind, stellt zugleich den Veräuße- 
rungspreiis im Sinn des § 17 Abs. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes dar. 

§ 4 Abs, 3 behandelt eine von der umgewan- 
delten Kapitalgesellschaft auf die Personen- 
gesellschaft übergehende Vermögensabgabe- 
schuld. Der Übergang ergibt sich aus § 5 des 
handelsrechtlichen Umwandlungsgesetzes, wo- 
nach sämtliche Rechte und Pflichten der 
Kapitalgesellschaft auf die Personengesell- 
schaft übergehen. Der Entwurf stellt klar, 
daß eine auf die Personengesellschaft über- 
gegangene Vermögensschuld der umgewan- 
delten Kapitalgesellschaft unabhängig davon, 
ob und in welchem Wert sie bisher bei der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft ausgewie- 
sen wurde oder künftig bei der übernehmen- 
den Personenigesellschaft ausgewiesen wird, 
bei der Bemessunjg der Ausgangswerte für die 
von der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
übernommenen Wirtschaftsgüter als Betriebs- 
schuld mit ihrem Zeitwert nach § 77 des 
Lastenausgleichsgesetzes zu berücksichtigen 
ist. 

Die Vorschriften des § 211 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes bleiben unberührt, d. h. Ände- 
rungen im Wertansatz einer etwa passivierten 
Vermögensabgabeschuld, z. B. infolge einer 
Ablösung, bleiben bei der Gewinnermittlung 
außer Betracht, andererseits sind die in den 
Vierteljahrsbeträgen enthaltenen Zinsleistun- 
gen in Höhe eines Drittels bzw. eines Viertels 
der Vierteljahrsbeträge bei den Gesellsdiaftern 
der übernehmenden Personengesellschaft als 
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Sonderausgaben, soweit diese natürliche Per- 
sonen sind, und als Betriebsausgaben, soweit 
diese juristische Personen sind, abzugsfähig. 

Nach § 218 Abs. 1 des Lastenausgleichsge- 
setzes braucht die Vermögensabgabe einer 
Kapitalgesellschaft in der Bilanz nicht ausge- 
wiesen zu werden. Im Schrifttum wird zum 
Teil die Auffassung vertreten, daß diese Bi- 
lanzierungserleichterung auch für den Gesamt- 
rechtsnachfolger gilt, d. h. daß auch die über- 
nehmende Personengesellschaft die von der 
Kapitalgesellschaft übernommene Vermögens- 
abgabeschuld nicht zu passivieren braucht. 
§ 4 Abs. 3 läßt diese Frage offen. 

Zu § 5 

§ 5 sieht Vergünstigungen für die Ver- 
steuerung des bei der Umwandlung entstehen- 
den Gewinns vor. Diese Steuervergünstigun- 
gen bestehen teils in einer Ermäßigung des 
Steuersatzes, teils in einer Verlagerung des 
Umwandlungsgewinns in die künftigen Wirt- 
schaftsjahre durch Bildung einer Rücklage. 
Der sich bei der Umwandlung bei den über- 
nehmenden Gesellschaftern ergebende Gewinn 
kann auf zwei verschiedenen Tatbeständen 
beruhen. Als gewissermaßen „Umwandlungs- 
gewinn der ersten Stufe“ kann der Teil des 
Umwandlungsgewinns bezeichnet werden, der 
entsteht, wenn die übernommenen Wirt- 
schaftsgüter insgesamt mit einem höheren 
Buchwert in die Buchführung der überneh- 
menden Personengesellschaft übernommen 
werden, als die schwindende Beteiligung an 
der umgewandelten Kapitalgesellschaft zu 
Buche stand. Das buchmäßige Vermögen der 
übernehmenden Personengesellschaft ist dann 
um diesen Differenzbetrag größer als vor der 
Umwandlung. 

Als „Umwandlungsgewinn der zweiten 
Stufe“ kann der Teil des Umwandlungsge- 
winns bezeichnet werden, der entsteht, wenn 
gegenseitige Forderungen und Verbindlich- 
keiten zwischen den Umwandlungspartnern 
infolge der durch die Umwandlung eintre- 
tenden Vereinigung erlöschen, sofern die 
Forderungen unter ihrem Nennwert bilan- 
ziert waren. Ebenso gehört zu dem sogenann- 
ten Umwandlungsgewinn der zweiten Stufe 
der Gewinn, der sich ergibt, wenn infolge der 
Übertragung des Vermögens der Kapitalge- 
sellschaft auf die Personengesellschaft Rück- 
stellungen aufzulösen sind (z. B. Rückstel- 
lungen für Ersatzbeschaffungsverpflichtungen 
bei Pachtverträgen zwischen der Kapitalge- 
sellschaft und der Personengesellschaft oder 


umgekehrt oder Pensionsrückstellungen für 
einen bisherigen Gesellschafter-Geschäftsfüh- 
rer der Kapitalgesellschaft, der an der über- 
nehmenden Personengesellschaft beteiligt ist). 
Diese Rückstellungen verlieren infolge der 
Übertragung des Vermögens der Kapitalgesell- 
schaft auf die Personengesellschaft ihre Be- 
rechtigung. 

Für den Umwandlungsgewinn der ersten 
Stufe sieht § 5 Abs. 1 Satz 1 nur eine Ein- 
kommensteuer in Höhe von 15 v. H. bzw. 
eine Körperschaftsteuer (falls einer der über- 
nehmenden Gesellschafter der Personengesell- 
schaft eine Körperschaft Ist) in Höhe von 
20 V. H. dieses Gewinns vor. An sich wäre 
dieser Gewinn als laufender Betriebsgewinn 
mit dem normalen Steuersatz (Progressions- 
satz) zu versteuern, wenn die Anteile am 
Umwandlungsstichtag zu einem Betriebsver- 
mögen gehörten; befanden sich die Anteile in 
einem Privatvermögen, so wäre dieser Ge- 
winn als Veräußerungsgewinn im Sinne des 
§ 17 des Einkommensteuergesetzes mit dem 
ermäßigten Steuersatz des § 34 des Einkom- 
mensteuergesetzes zu versteuern. Die sich da- 
nach ergebende Steuer kann für die umwan- 
delnden Gesellschafter außerordentlich hoch 
sein und sie veranlassen, von der Umwand- 
lung abzusehen. Um die Belastung, die sich 
bei den geltenden Steuersätzen ergibt, nicht 
zu einem Hemmnis für betriebswirtschaftlich 
berechtigte Umwandlungen werden zu lassen, 
sieht § 5 Abs. 1 Satz 1 für den Umwand- 
lungsgewinn der ersten Stufe die oben aufge- 
führten niedrigeren Steuersätze vor. Der Satz 
von 15 V. H. der Einkommensteuer erscheint 
angemessen. Er entspricht der Hälfte des 
höchsten Steuersatzes, der sich nach § 34 des 
Einkommensteuergesetzes ergeben würde. Der 
körperschaftsteuerliche Pauschsatz wurde mit 
weniger als der Hälfte des normalen Steuer- 
satzes bemessen. 

Werden die Ausgangswerte für die von der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft übernom- 
menen Wirtschaftsgüter nach § 4 Abs. 1 
Satz 2 bemessen, so fällt ein Umwandlungs- 
gewinn der ersten Stufe nicht an. Werden sie 
nach § 4 Abs. 1 Satz 3 bemessen, so wird in 
der Regel gleichfalls ein Umwandlungsgewinn 
der ersten Stufe nicht entstehen, da die über- 
nehmende Personengesellschaft die Buchwerte 
der übernommenen Wirtschaftsgüter wohl 
stets in dem Maße „zusammenschneiden“ 
wird, daß die Summe der Buchwerte der über- 
nommenen Wirtschaftsgüter die Buchwerte 
der schwindenden Anteile nicht übersteigt. 
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Verzichtet die übernehmende Personengesell- 
schaft ausnahmsweise auf das volle „Zusam- 
menschneiden“ bis auf den Buchwert der 
schwindenden Beteiligung herunter und fällt 
deshalb noch ein Umwandlungsgewinn der 
ersten Stufe an, so besteht kein Anlaß, für die- 
sen verbleibenden Umwandlungsgewinn auch 
den ermäßigten Steuersatz des § 5 Abs. 1 zu 
gewähren; Satz 2 dieser Vorschrift sieht 
jedoch eine gewisse Steuererleichterung vor, 
indem dieser Umwandlungsgewinn für die 
Versteuerung im Wege einer Rücklagenbil- 
dung auf das Wirtschaftsjahr der Umwand- 
lung und die 3 folgenden Wirtschaftsjahre 
verteilt werden kann. 

Für den Umwandlungsgewinn der zweiten 
Stufe sieht § 5 Abs. 2 keine Ermäßigung des 
Steuersatzes, sondern nur die Möglidikeit 
vor, ihn im Wege einer Rücklagenbildung auf 
die folgenden Wirtschaftsjahre zu verteilen. 

Eine unterschiedliche Behandlung des Um- 
wandlungsgewinns zweiter Stufe gegenüber 
dem Unwandlungsgewinn erster Stufe ist er- 
forderlich. Der Umwandlungsgewinn erster 
Stufe entfällt auf Werterhöhungen (offene 
Rücklagen), die bei der umgewandelten Kapi- 
talgesellschaft versteuert wurden. Dagegen 
beruht der Umwandlungsgewinn zweiter 
Stufe auf der Auflösung von Wertberichti- 
gungen auf Forderungen oder auf der Auf- 
lösung von Rückstellungen, die zu Lasten des 
normal zu versteuernden Gewinns früherer 
Wirtschaftsjahre gebildet wurden. Diese Ge- 
winnminderung wird nunmehr wieder rück- 
gängig gemacht. Es besteht kein Anlaß, auf 
eine dabei anfallende Steuer zu verzichten. 
Es kann jedoch eine gewisse Härte bedeuten, 
wenn solche Auflösungen von Wertberichti- 
gungen und Rückstellungen sich bei der Um- 
wandlung zusammenballen. Der Entwurf ge- 
stattet deshalb, den Umwandlungsgewinn der 
zweiten Stufe zunächst in eine Rücklage zu 
überführen, die dann grundsätzlich In den 
folgenden drei Wirtschaftsjahren mit minde- 
stens je einem Drittel gewinnerhöhend auf- 
zulösen ist. 

Eine besondere Härte kann vorliegen, wenn 
der Umwandlungsgewinn zweiter Stufe sich 
aus der Auflösung von Wertberichtigungen 
auf Forderungen im Sinne der §§ 7 c oder 7 d 
des Einkommensteuergesetzes ergibt. Der 
Entwurf will diesen Umwandlungsgewinn 
möglichst so versteuern, wie bei vertragsge- 
mäßer Rückzahlung der Darlehnsschulden 
Steuer angefallen wäre. Die Rücklage braucht 
deshalb In diesem Fall nach § 5 Abs. 2 Satz 3 


nur in der Höhe aufgelöst zu werden. In der 
nach den Bedingungen des 7 c- bzw. 7 d-Dar- 
lehnsvertrags in den auf die Bildung der 
Rücklage folgenden Wirtschaftsjahren bei 
Fortbestehen des Darlehnsverhältnisses Til- 
gungsleistungen zu entrichten gewesen wären. 
Da viele Verträge keine Bestimmungen über 
die Tilgung enthalten oder die Darlehen 
häufig für einen Zeitraum von mehr als 
10 Jahren hingegeben wurden, bestimmt § 5 
Abs. 2 Satz 3 letzter Halbsatz, daß die Rück- 
lage in jedem der auf die Bildung folgenden 
Wirtschaftsjahre mit mindestens 10 v. H. ge- 
winnerhöhend aufzulösen Ist, 

§ 5 Abs. 3 will verhindern, daß eine über- 
nehmende Personengesellschaft sich noch nach 
dem Bekanntwerden dieses Gesetzentwurfs 
die Steuererleichterungen des § 5 Abs. 2 ver- 
schaffen kann. Indem sie noch kurze Zeit vor 
der Umwandlung 7 c-Darlehen an die Kapi- 
talgesellschaft gibt. 

Zu § 6 

Bei 7 c-Darlehen, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1954 gegeben wurden, konnte nach § 7 c 
Abs. 1 EStG neben der Abzinsung der Dar- 
lehnsforderung ein Betrag von 25 vom Hun- 
dert des Darlehnsbetrages außerhalb der 
Bilanz vom Gewinn abgesetzt werden. Die- 
ser Betrag ist nach § 7 c Abs. 6 EStG zum 
Zweck der Nachversteuerung außerhalb der 
Bilanz dem Gewinn wieder zuzurechnen, 
wenn die Darlehen über die vereinbarten Til- 
gungsbeträge hinaus vorzeitig zurückgezahlt 
werden. 

Die durch die Umwandlung herbeigeführte 
Vereinigung von Forderung und Schuld Im 
Sinn des § 7 c EStG zwischen der umge- 
wandelten Kapitalgesellschaft und der über- 
nehmenden Personengesellschaft oder ihren 
Gesellschaftern steht einer Rückzahlung des 
7 c-Darlehns gleich (vgl. BFH-Urteil vom 
19. Januar 1956 — BStBl. III S. 85), so daß 
die Nachversteuerung nach § 7 c Abs. 6 EStG 
1955 ausgelöst wird. Es erscheint nicht erfor- 
derlich, diese Nach Versteuerung völlig aus- 
zuschließen, da, wirtsdiaftlich gesehen, in- 
folge der Umwandlung tatsächlich eine „Rück- 
zahlung“ eines 7 c-Darlehens vorliegt. Ande- 
rerseits Ist nicht zu verkennen, daß die „Rück- 
zahlung“ in diesem Fall nicht absichtlich her- 
beigeführt wird. Es erscheint daher als billig, 
den an sich nachversteuerungspflichtigen Be- 
trag um je 10 V. H. für jedes seit der Hin- 
gabe des Darlehens bis zum Umwandlungs- 
stichtag verstrichene volle Jahr zu ermäßigen. 
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Zu § 7 

Die Vorschrift des § 7 soll einerseits sidier- 
stellen, daß Steuervergünstigungen (Sonderab- 
schreibungen usw.), die der umgewandelten 
Kapitalgesellsdiaft zustanden, aber von ihr 
nicht voll ausgenutzt wurden, nodi von den 
Gesellschaftern der übernehmenden Personen- 
gesellschaft in Anspruch genommen werden 
können; andererseits will sie verhindern, daß 
die Gesellschafter der übernehmenden Perso- 
nengesellschaft Steuervergünstigungen in An- 
sprudi nehmen, die bereits schon einmal von 
der umgewandelten Kapitalgesellschaft aus- 
genutzt worden sind. 

Nach den §§ 7 a, 7 d und 7 e des Einkommen- 
steuergesetzes, den §§ 75 und 79 der Ein- 
kommensteuer-Durchführungsverordnung und 
dem § 36 des Investitionshilfegesetzes konnte 
unter gewissen Voraussetzungen bei bestimm- 
ten Wirtschaftsgütern neben der normalen 
Absetzung für Abnutzung im Jahr der An- 
schaffung oder Herstellung der begünstigten 
Wirtschaftsgüter und in dem darauf folgen- 
den Jahr, im Fall des § 36 IHG unter Um- 
ständen in den beiden darauf folgenden Jah- 
ren, eine Sonderabsdireibung vorgenommen 
werden. Die Übertragung der Wirtschafts- 
güter der Kapitalgesellschaft auf die über- 
nehmende Personengesellschaft bedeutet für 
diese eine Anschaffung. Es kann die Auffas- 
sung vertreten werden, daß diese „Anschaf- 
fung“ die Gesellschafter der übernehmenden 
Personengesellschaft zu einer erneuten In- 
anspruchnahme der Sonderabschreibungen be- 
rechtigt. Diese Möglichkeit wird durch die 
Bestimmung in § 7 Abs. 1 eingeschränkt, in- 
dem die Gesellschafter der übernehmenden 
Personengesellschaft die Sonderabschreibungen 
nur in der Höhe und für den Zeitraum vor- 
nehmen können, wie die umgewandelte Ka- 
pitalgesellschaft diese Vergünstigungen hätte 
in Anspruch nehmen können, wenn sie be- 
stehen geblieben wäre. 

Nach § 7 b EStG kann der Bauherr bei neu- 
errichteten Gebäuden an Stelle der normalen 
Absetzung für Abnutzung erhöhte Absetzun- 
gen geltend machen. Diese Vergünstigung gilt, 
abgesehen von den Fällen des § 7 b Abs. 2 
EStG 1955, nicht für den Erwerber eines neu 
errichteten Gebäudes. Da die übernehmende 
Personengesellschaft nicht Bauherr, sondern 
nur „Erwerber“ des von der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft neuerrichteten Gebäudes 
ist, könnte sie die erhöhten Absetzungen nach 
§ 7 b EStG für dieses Gebäude nicht in An- 


spruch nehmen. Die Vorschrift des § 7 Abs. 1 
des Entwurfs gestattet jedoch der überneh- 
menden Personengesellschaft, für diese Ge- 
bäude die erhöhten Absetzungen nach § 7 b 
EStG vorzunehmen, soweit sie von der umge- 
wandelten Kapitalgesellschaft noch nicht in 
Anspruch genommen worden sind. 

Entsprechendes gilt nach § 7 Abs. 2 des Ent- 
wurfs für die Steuervergünstigungen nach 
den §§ 3 bis 6 des Ausfuhrförderungsge- 
setzes. 

Zu § 8 

§ 8 Abs. 1 erklärt die Gewinnermittlungs- 
vorschriften der §§ 2 bis 7 für entsprechend 
anwendbar für die Ermittlung des Einkom- 
mens bei der Abgabe „Notopfer Berlin“ und 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags für 
die Gewerbesteuer. 

§ 8 Abs. 2 gewährt für die Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ und für die Gewerbesteuer eine 
dem § 5 Abs. 1 Satz 1 entsprechende Steuer- 
ermäßigung. Voraussetzung dafür Ist, daß 
genau so wie für die Erlangung der Steuer- 
erleichterung nach 5 5 Abs. 1 Satz 1 die 
Ausgangswerte für die von der umgewandel- 
ten Kapitalgesellschaft übernommenen Wirt- 
schaftsgüter nach § 4 Abs. 1 Satz 1 bemessen 
werden, d. h. daß die Personengesellschaft die 
Buchwerte der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft fortführt. 

Zu § 9 

Die Übertragung des Vermögens der Kapital- 
gesellschaft auf die Personengesellschaft im 
Wege der Umwandlung stellt eine Veräuße- 
rung des Geschäfts der Kapitalgesellschaft Im 
ganzen Im Sinn des § 85 Umsatzsteuer-Durch- 
führungsbestimmungen dar. § 9 will diese 
Veräußerung des Unternehmens im ganzen 
von der Umsatzbesteuerung freisteilen. 

Zu § 10 

Befinden sich in dem Vermögen der umzu- 
wandelnden Kapitalgesellschaft Wertpapiere, 
so würde nach geltendem Recht bei der Um- 
wandlung Börsenumsatzsteuer anfallen. Ent- 
sprechend der Regelung bei der Umsatzsteuer 
soll durch § 10 Insoweit Steuerfreiheit ge- 
währt werden. 

Zu § 11 

Dem Entwurf liegt, wie unter A. I. ausgeführt 
worden ist, die Absicht zugrunde, einem Un- 
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ternehmen, das in Form einer Kapitalgesell- 
schaft oder bergrechtlichen Gewerkschaft ge- 
führt wird, zu ermöglichen, die für dieses Un- 
ternehmen betriebswirtschaftlich gegebenen- 
falls günstigere Rechtsform einer Personen- 
gesellschaft oder eines Einzelunternehmens zu 
wählen. Es soll also die Weiterführung des 
Unternehmens in einer wirtschaftlicheren 
Rechtsform steuerlich ermöglicht werden. Über 
dieses gesetzgeberische Ziel würde es hinaus- 
gehen, wenn auch die Umwandlung der Kapi- 
talgesellschaft durch Übertragung ihres Ver- 
mögens in das Privatvermögen eines oder 
mehrerer Gesellschafter steuerlich begünstigt 
würde; denn der Entwurf will das Welter- 
leben eines Unternehmens ermöglichen, nicht 
seine Liquidation begünstigen. § 11 bestimmt 
deshalb, daß die Steuererleichterungsvor- 
schriften der §§ 3 bis 10 nur auf Wirtschafts- 
güter Anwendung finden, die in ein Be- 
triebsvermögen übernommen werden. 

§ 1 1 sieht die weitere Einschränkung vor, daß 
die Wirtschaftsgüter der Kapitalgesellschaft 
in ein inländisches Betriebsvermögen über- 
nommen werden müssen. Soweit Wirtschafts- 
güter in ein ausländisches Betriebsvermögen 
überführt werden, könnten bei einer späteren 
Veräußerung der Wirtschaftsgüter etwa da- 
bei zur Auflösung kommende stille Reserven 
nicht mehr der inländischen Besteuerung un- 
terworfen werden. 

Da es nur darauf ankommt, daß das Be- 
triebsvermögen, in das die Wirtschaftsgüter 
der Kapitalgesellschaft überführt werden, ein 
inländisches ist, kann auch ein ausländischer 
Übernehmer, der im Inland weder einen 
Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt hat, in den Genuß der Steuererleichterun- 
gen des Entwurfs kommen, wenn er die über- 
nommenen Wirtschaftsgüter in ein inländisches 
Betriebsvermögen einbringt. Durch § 49 des 
Einkommensteuergesetzes ist sichergestellt, daß 
diese Wirtschaftsgüter, wenn sie dann später 
aus dem inländischen Betriebsvermögen ent- 
nommen werden, mit ihrem Teilwert, d. h. 
nur unter Auflösung und Versteuerung der 
stillen Reserven aus der Bilanz des inländi- 
schen Betriebsvermögens herausgenommen 
werden können. 

Zu § 12 

§12 betrifft die Umwandlung einer Kapital- 
gesellschaft durch Übertragung ihres Vermö- 
gens unter Ausschluß der Abwicklung auf 
einen einzelnen Gesellschafter. Der Gesell- 
schafter kann sämtliche Anteile an der Kapi- 


talgesellschaft besessen haben (Alleingesell- 
schafter). Es reicht aber auch gemäß § 15 des 
handelsrechtlichen Umwandlungsgesetzes aus, 
wenn sich mehr als drei Viertel des Grund- 
kapitals (Stammkapitals) der Kapitalgesell- 
schaft in seiner Hand befinden (Hauptgesell- 
schafter). Der Tatbestand ist der gleiche, wie 
er den vorhergehenden Vorschriften zugrunde 
liegt. Es tritt lediglich statt einer Personen- 
gesellschaft ein einzelner Gesellschafter als 
Übernehmer des Vermögens der Kapitalge- 
sellschaft auf. Die vorhergehenden Vorschrif- 
ten können deshalb für entsprechend anwend- 
bar erklärt werden. 

Es kann Vorkommen, daß die umgewandelte 
Kapitalgesellschaft an dem Grundkapital oder 
Stammkapital einer anderen Kapitalgesell- 
schaft wesentlich beteiligt war. Der Überneh- 
mer des Vermögens der Kapitalgesellschaft 
kann wiederum selber eine Körperschaft sein. 
Es erscheint angebracht, die Zeit, in der die 
umgewandelte Kapitalgesellschaft die Beteili- 
gung an der Untergesellschaft besessen hat, 
der übernehmenden Körperschaft für die In- 
anspruchnahme der Schachtelvergünstigung 
nach § 9 des Körperschaftsteuergesetzes zuzu- 
redinen. § 12 Abs. 2 trifft die entsprechende 
Regelung für die Anwendung des § 60 des 
Bewertungsgesetzes. 

Zu § 13 

§13 betrifft die Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit in eine Personen- 
gesellschaft oder die Übertragung ihres Ver- 
mögens unter Ausschluß der Abwicklung auf 
einen Gewerken. Da abgesehen davon, daß 
statt einer Kapitalgesellschaft hier eine berg- 
rechtliche Gewerkschaft umgewandelt wird, 
der Tatbestand der gleiche ist, wie er den 
vorhergehenden Vorschriften des Entwurfs 
zugrunde liegt, können diese für entsprechend 
anwendbar erklärt werden. 

Zu § 14 

§ 14 enthält eine Ermächtigungsvorschrift 
zum Erlaß von Durchführungsverordnungen. 
Sie Ist dem § 51 Abs. 1 Ziff. 1 Buchstabe b 
des Einkommensteuergesetzes nachgebildet. 

Zu §§ 15 bis 17 

§15 enthält die übliche Berlin-Klausel, § 16 
die nach der staatsrechtlichen Eingliederung 
des Saarlandes in das Bundesgebiet erforder- 
liche Saarland-Klausel und § 17 die Bestim- 
mung über das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 12. April 1957 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 22. März 1957 — 6 — 52201 — 2094/57 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat ln seiner 175. Sit- 
zung am 12. April 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Steuererleichterun- 
gen bei der Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 
(Umwandlungs-Steuergesetz) 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat Ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


von Hassel 
Vizepräsident 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. In § 5 Abs. 1 sind die Worte 

„die Binkomme ns teuer auf 15 vom Hun- 
dert, die Körpersdiaftsteuer auf 20 vom 
Hundert“ 

durch die Worte 

„ die Eimkommcnsteuer auf 20 vom Hun- 
dert, die Körperschaftsteuer auf 25 vom 
Hundert“ 
zu ersetzen. 

2. In § 5 Abs. 2 sind die Worte „ider Auif- 
lösungsbetrag zehn vom Hundert der 


Rücklage“ durch die Worte „der Auf- 
lösungsbetrag zwanzig vom Hundert der 
Rücklage“, zu ersetzen. 

Begründung 

Die in dem Entwurf vorgesehenen Steuer- 
erleichterungen gehen zu weit. Ihr Umfang 
läßt sich nicht allein damit rechtfertigen, 
daß ein Anreiz zur Umwandlung der Ge- 
isellschaften geschaffen werden muß. Es er- 
schien deshalb notwendig, den Umwand- 
lungsgewinn einer stärkeren Besteuerung 
zu unterwerfen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die in 
dem Geisetzentwurf für die Besteuerung des 
Umwandlungsgewinns vorgesehenen Begün- 
istigungen zu weit gingen. Er isdilägt deshalb 
vor, 

1. den begünstiigten Steuersatz für die Ver- 
steuerung des Umwandlungsgewinns bei 
der Einikommensteuer von 15 v. H. auf 
20 V. H. und bei der Körperschaftsteuer 
von 20 V. H. auf 25 v. H. zu erhöhen, 

2. die Mindestauflösung der 7 c- und 7 d- 
Rücklagen von 10 v. H. auf 20 v. H. der 
Rücklagen in jedem Jahr zu erhöhen. 

Zu 1 

Es handelt sich um die Besteuerung des Ge- 
winns, der sich infolge der Umwandlung bei 
der übernehmenden Personengesellschaft bzw. 
dem übernehmenden Allein- oder Hauptge- 
isellschafter ergibt, wenn idie Summe der 
Buchwerte ider bei der Umwandlung über- 
nommenen Wirtschaftsgüter der umgewan- 
delten Kapitalgesellschaift höher ist als ider 
Buchwert der auszuibuchenden untergegange- 
nen Beteiligung an der Kapitalgesellschaft, 
an deren Stelle die übernommenen Wirt- 
schaftsgüter in der Bilanz des Obernehmers 
treten. 


Mit den in der Regierunigsvorlage vorgesehe- 
nen Steuersätzen für die Besteuerung des 
Umwandlungsgewinns von 15 v. H. bei der 
Einkommensteuer und 20 v. H. bei der Kör- 
perschaftsteuer wird eine mittlere Linie ein- 
gehalten. Diese Sätze dürften deshalb den 
verschiedenen Interessen am besten gerecht 
werden. Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß an diesen Sätzen festgehalten wer- 
den sollte. Bei der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Erhöhung der Sätze würde die Gefahr 
bestehen, daß betriebswirtschaftlich zweck- 
mäßige und volkswirtschaftlich erwünschte 
Umwandlungen wegen der Höhe des Steuer- 
satzes unterlbleiben würden und der Gesetz- 
entwurf dadurch an Bedeutung verlieren 
würde. 

Zu 2 

Es handelt sich hier um die Versteuerung des 
Gewinns, der bei der Umwandlung entsteht, 
wenn geigenseitige Forderungen und Schulden 
im Sinne der §§ 7 c und 7 d EStG, die zwi- 
schen den Umwandlungspartnern bestanden, 
infolge des Übergangs des Vermögens der 
Kapitalgesellschaft auf den Übernehmer er- 
löschen. Der Gesetzentwurf sieht für den da- 
bei anfallenden Gewinn keine ermäßigten 
Steuersätze vor; es wird nur eine Verteilung 
dieses Gewinns auf mehrere Wirtschaftsjahre 
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im Wege der Rücklagenihildung zmgelaisisen. 
Nach der Regierungsvorlage muß die Rück- 
lage, in die der bezeichnete Gewinn bei der 
Umwandlung zunächst überführt werden 
kann, in den auf die Umwandlun^g folgenden 
Jahren mit mindestens 10 v. H. in jedem 
Jahr, d. h. mindestens in 10 Jahren gewinn- 
erhöhend aufgelöst werden. Der Bundesrat 
will die Auflösung auf mindeistens 20 v. H. 
in jedem Jahr erhöhen, d. h. den Auflösungs- 
zeitraum auf 5 Jahre verkürzen. Diese Ver- 
kürzung der Auflösungsfrist dürfte in vielen 
Fällen zu einer nicht tragbaren steuerlichen 
Belastung der Umwandlung führen. Bei den 
7 c- und 7 d-Darlehen ist meist eine sehr 
lange Laufzeit vereinbart worden. Die bei 
der Hingabe der Darlehen vorgenommenen 


steuerlichen Wertberichtiigungen würden, 
wenn eine Umwandlung nicht vorgenommen 
wird, erst im Rahmen der Tilgung, also 
ebenfalls über einen langen Zeitraum hinweg 
aufzulösen sein. Es würde in vielen Fällen 
eine Härte bedeuten, wenn die Werüberichti- 
gungen infolge der Umwandlung nunmehr 
verhältnismäßig kurzfristig arufgelöst werden 
müßten. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffas- 
sung, daß die in der Regierungsvorlage vor- 
gesehene Auflösung von mindestens 10 v. H. 
in jedem Jahr, d. h. eine Auflösungsfrist von 
10 Jahren zuzugestehen ist, wenn die Um- 
wandlung für die Unternehmen wirtschaft- 
lich tra^gjbar iblelben soll. 
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